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Eine Energiewende mit 

Nutzung der Kernener-

gie als Brückentechno-

logie – dies war bis zu 

den Ereignissen in Japan 

eine tragfähige Formel 

für die deutsche Ener-

giepolitik der Zukunft. Deutschlands Kernkraft-

werke waren und bleiben auch nach Fukushima 

die sichersten der Welt. Einen rationalen Grund 

und eine plausible Erklärung, acht deutsche KKW 

in einer Ad-hoc-Entscheidung quasi über Nacht 

abzuschalten gab und gibt es nicht. Es bleibt die 

Frage: Wurden bei diesem politischen „Schnell-

schuss“ wirklich alle Folgen bedacht, die dieser 

Schritt für die Verbraucher, für die Wirtschaft im 

globalen Wettbewerb und die Umwelt bringt? 

Kernenergie hat als einzige Energiequelle das 

Potenzial, Gegenwart und Zukunft der Energie-

versorgung zu überbrücken. Doch große Verände-

rungen brauchen ihre Zeit. Man kann die Brücke 

deshalb nicht nach Belieben kürzen, weil eine zu 

kurze Brücke Ufer nicht mehr verbindet. „Viele, 

die heute die Energiewende ausrufen, werden 

irgendwann in 20 oder 30 Jahren mit Sicherheit 

nicht mehr zur Verantwortung gezogen, wenn 

sie misslingt“, sagte der britische Energieforscher 

Professor Ian Bryden. Wohl wahr: Die Folgen der 

überhasteten Ausstiegsentscheidung wird nicht 

mehr die Regierung von heute, sondern werden 

künftige Generationen tragen müssen.

Verpasste Chance

Ihr Dr. Erwin Fischer

Klare Worte an die Politik

Mitarbeiter schreiben an Ministerpräsident

Die Mitarbeiter des KKI haben ihrem Ärger 
über den neuen Energiekurs der CSU Luft ge-
macht: Bei der traditionellen Klausurtagung des 
Parteivorstands im Kloster Andechs überreichte – be-
gleitet von reichlich Medienwirbel – Norbert Islinger 
als Vertreter des Betriebsrats insgesamt mehr als 
6.000 Briefe von Mitarbeitern aus der Kernenergie an 
Ministerpräsident Horst Seehofer und CSU-General-
sekretär Alexander Dobrindt. Die Botschaft: „Hören 
Sie damit auf, in unserer Bevölkerung die Angst und 
das Misstrauen gegenüber der Kernenergie zu schü-
ren und steigen Sie stattdessen endlich in eine sach-
liche, objektive und europaweite Diskussion ein!“  

Abschied nach 
38 Jahren im 
Kernkraftwerk 
Seite 4

Nach der Entscheidung der Bundesregierung wird das KKI2 bis 2022 am Netz bleiben. Das KKI1 (graues Gebäude, rechts hinten im Bild) ist seit 17. März abgeschaltet. 

REAKTORSICHERHEITS-KOMMISSION

Keine Grundlage für einen 
überhasteten Ausstieg

Die Sicherheitsüberprüfung anlässlich des Moratoriums 
lieferte keine technische Grundlage für einen überhaste-
ten Ausstieg aus der Kernenergie. Diese Entscheidungen 
wurden aus politischen Gründen getroffen. Das Sicher-
heitskonzept und der Betrieb kerntechnischer Anlagen 
in Deutschland wurden anlässlich des Unglücks in Japan 
untersucht. Der Bericht der Reaktorsicherheits-Kom-
mission belegt das hohe Sicherheitsniveau deutscher 
Kernkraftwerke – auch des KKIs. Die deutschen Anlagen 
weisen sowohl deutlich höhere Sicherheitsreserven im 
Bereich Naturereignisse als auch eine wesentlich robus-
tere Stromversorgung auf, als dies gesetzlich verlangt 
wird. Der Bericht widerspricht der vielfach verbreiteten 
These, dass ältere Meiler grundsätzlich schlechter gegen 
Störanfälligkeit ausgelegt seien als neuere Anlagen. 

Ausstieg aus der 
Kernenergie: Große 
Herausforderung, 
aber auch eine 
Chance Seite 2

Stabile Netze für die 
Zukunft: „Die Arbeit 
beginnt erst jetzt“ 
Seite 3

ENERGIEVERSORGUNG DER ZUKUNFT

Eine Wende und viele 

Herausforderungen

Innerhalb kurzer Zeit soll die Energieversorgung umgestellt 

werden und gleichzeitig eine sichere und kostengünstige 

Stromversorgung gewährleistet werden. 

Enorme Infrastrukturprojekte werden 
notwendig sein, um den Umbau zu 
ermöglichen. Die Akzeptanz bei den 
Bürgern für diese Großprojekte wird 
einer der Schlüsselfaktoren sein, die 
zum Gelingen notwendig sind. Bisher 
spürt der Stromverbraucher die Aus-
wirkungen durch die Abschaltung 
von acht Kernkraftwerken nicht. 

Die mit dem Moratorium erwirkte Ab-
schaltung deutscher Kernkraftwerke 
(und auch des KKI 1) belastet aber die 
Stabilität der Stromnetze. Die ange-
spannte Situation im Netz hat dazu 
geführt, dass die Instandhaltung der 
Höchstspannungsnetze ausgesetzt 
und die Revision in manchen Kraft-
werken verschoben werden musste. 
Deutschland wurde über Nacht vom 
Stromexporteur zum Importeur.

Strom schafft Komfort in unserem 
Lebensumfeld, aber 70 Prozent des 
in Deutschland erzeugten und nach 
Deutschland importierten Stroms 
braucht die Industrie. Netzinstabilitä-
ten können vor allem für Unterneh-
men weit reichende Folgen haben – 
ebenso wie die unausweichlichen 
Strompreiserhöhungen in den nächs-
ten Monaten und Jahren. Jeder Cent 
Preiserhöhung pro Kilowattstunde 
belastet die Jahresergebnisse der 
Unternehmen, insbesondere die der 
stromintensiven Industrie wie bei-
spielsweise der Papierindustrie. 

In Prognosen geht der Verband der 
Industriellen Energie- und Kraftwirt-
schaft e. V. (VIK) – abhängig vom Jah-
resverbrauch –  von bis zu 55 Millionen 
Euro Zusatzkosten pro Unternehmen 

Fortsetzung auf Seite 4

Liebe Leserin, lieber Leser, 
wir möchten Ihnen mit unserer Nachbarschaftszeitung Einblick 
stets fundierte Hintergrundinformationen liefern. Die Wochen 
und Monate nach den Ereignissen von Fukushima waren für 
uns äußerst turbulent. Sich ständig neu ergebende Sachlagen 
machten es uns schwer, Ihnen belastbare Fakten zu bieten. 
Daher erhalten Sie erst heute wieder eine neue Ausgabe der 
Einblick. Wir hoffen, Ihnen zukünftig wieder in gewohnter Re-
gelmäßigkeit interessante Themen aus der Energiewirtschaft 
näher bringen zu können.  Ihr Redaktionsteam
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Eine 14 Jahre längere

Laufzeit für das Kern-

kraftwerk Brokdorf –

das heißt weitere 14 Jah-

re sicherer, preisgünsti-

ger und CO2-freier

Strom, auch wenn die

Sonne nicht scheint und

der Wind nicht bläst. Das bedeutet für unsere

Mitarbeiter und ihre Familien aber auch den

Erhalt von sicheren Arbeitsplätzen hier am

Standort, Wirtschaftskraft und Wohlstand für

die ganze Region und die Unternehmen in der

Umgebung. Und: Längere Laufzeiten reduzie-

ren das Klima schädigende Treibhausgas. Mit

den Einnahmen aus dem Betrieb der deut-

schen Kernkraftwerke wird letztendlich auch

ein Großteil des Geldes erwirtschaftet, das zum

Aufbau einer klimafreundlichen, versorgungs-

sicheren und wettbewerbsfähigen Energie-

versorgung unserer Kinder und Enkel erforder-

lich ist.

„Die Energieszenarien im Auftrag der Bundes-

regierung […] zeigen, dass eine Laufzeitverlän-

gerung deutlich volkswirtschaftlich positive Ef-

fekte hat, Importrisiken begrenzt und strom-

preisentlastend wirkt. Somit erscheint eine

Laufzeitverlängerung unter Wahrung des ho-

hen Sicherheitsniveaus als das geeignete In-

strument, […] das Ziel

einer wirtschaftlichen,

sauberen und sicheren

Energieversorgung zu

erreichen", schreibt die

Bundesregierung in ih-

rer Energieanalyse. Dem

ist nichts hinzuzufügen.

Wir alle profitieren

Ihr Uwe Jorden

Weihnachts-Über -
raschung aus dem
Kernkraftwerk

Auch in diesem Jahr verzichtet das KBR

auf den Versand von Weihnachtskarten

– und spendet stattdessen.

In diesem Jahr kommen dadurch dem ev. Kindergar-
ten Itzehoe/Wellenkamp 1.500 Euro zu Gute. Die
Spendenaktion zum Weihnachtsfest bildet den Ab-
schluss zahlreicher Aktivitäten des Kraftwerks zur
ganz praktischen „Nachbarschaftshilfe“. In diesem
Jahr wurden unter anderen unterstützt: Die Freiwil-
lige Feuerwehr Wilster und die Grundschule St. Mar-
garethen mit je 1.000 Euro sowie die Anschaffung ei-
nes neuen Gerätewagens für Atem- und Strahlen-
schutz für die Freiwillige Feuerwehr Brokdorf.

BRANDRETTER ÜBEN

Praxis-Training für 
die Feuerwehren
Auch wenn der Ernstfall niemals eintritt – man sollte im-
mer darauf vorbereitet sein: Deshalb haben sich die
Werkfeuerwehr des Kernkraftwerks Brokdorf sowie die
Freiweilligen Feuerwehren Brokdorf und St. Margarethen
jetzt zu einer groß angelegten Übung auf dem Kraft-
werksgelände getroffen. Im Mittelpunkt vor allem zwei
Szenarien: die Bekämpfung von Bränden und die Ret-
tung von Personen. Fazit der Übung: Alle Trainingsziele
der Aktionen im Kontrollbereich wurden schnell und pro-
fessionell erreicht. Nach einer gemeinsamen Schlussbe-
sprechung lobte der Vertreter der atomrechtlichen Auf-
sichtsbehörde das hohe fachliche Können und die Ein-
satzbereitschaft der Teilnehmer – insbesondere auch der
Feuerwehr-Kollegen aus den Nachbarorten. Die Werkfeu-
erwehr Brokdorf arbeitet seit vielen Jahren mit den Frei-
willigen Brandrettern der Nachbarorte zusammen. 

SICHERHEIT HAT AUCH WEITER PRIORITÄT

Bereit für die Zukunft

In der Diskussion um die Verlänge-
rung der Kernkraftwerks-Laufzei-
ten waren in den vergangenen
Monaten immer wieder die erfor-
derlichen Nachrüstungen und In-
vestitionen Gegenstand der öf-
fentlichen Diskussion. Insbeson-
dere eine angebliche Investitions-
grenze von 500 Mio. Euro wurde
diskutiert. Eine solche Obergrenze
gibt es nicht. Die 500 Mio. Euro
markieren lediglich einen Wert, ab
dessen Überschreitung sich die
Speisung des Fonds für Erneuerba-
re Energien reduziert. Alle erfor-
derlichen Maßnahmen werden
realisiert. E.ON Kernkraft hat als
Betreiber seit der Inbetriebnahme
der Anlage 1986 kontinuierlich in
die Modernisierung und Sicher-
heitsoptimierung der Anlage in-
vestiert. 

„Das Kernkraftwerk Brokdorf ent-
spricht heute allen geltenden aus
dem deutschen Atomgesetz ab-
leitbaren Anforderungen an Reak-
torsicherheit, an Umwelt- und  Ge-
sundheitsschutz“, sagt Uwe Jor-

den, der Technische Kraftwerkslei-
ter. „Unsere Anlage wurde und
wird ständig erneuert, nachgerüs-
tet und modernisiert und ist be-
reits heute auf dem neuesten und
modernsten Sicherheitsstandard“,
erklärt Jorden. Die stetigen Inves-
titionen garantieren ein Sicher-
heitsniveau, das dem eines „heu-
te erbauten, vergleichbaren Kraft-
werks entspricht“. So steht es in
den Ergebnissen der Periodischen
Sicherheitsüberprüfung für das
Kernkraftwerk Brokdorf. 

Der Bürgermeister der Standort-
gemeinde Brokdorf hat die Lauf-
zeitverlängerung für den Reaktor
in der Wilstermarsch begrüßt: „Die
Laufzeitverlängerung war die rich-
tige Entscheidung für die richtige
Energie", sagt Rathauschef Werner
Schultze. Der Ort profitiert auf viel-
fältige Weise vom Kernkraftwerk:
über die direkten Einnahmen aus
der Gewerbesteuer und indirekt
dadurch, dass auch viele lokale
Dienstleister von dem Kraftwerk
und seinen Angestellten leben.

Nach den Beschlüssen des Bundestags kann das Kern -

kraftwerk Brokdorf rechnerisch bis 2036 am Netz bleiben. 

„Frauenpower“ im
Kernkraftwerk 
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Ja zur Kernenergie, 
Ja zu den „Erneuer -
baren“ Seite 2

Längere Laufzeiten:
Ein Gewinn für 
Viele Seite 3

Brennelement-Wechsel im Kernkraftwerk Brokdorf

EON_Einblick_1004_100584_KBR_Bel_EON_Einblick_KBR  08.12.10  16:36  Seite 1



Deutschland will beim Übergang in das Zeitalter der Erneuerbaren Energien zum Vorreiter werden. 

In den nächsten Jahrzehnten soll die Ener-
gieversorgung in Deutschland komplett um-
gebaut werden. „Der Weg ist für Deutsch-
land eine große Herausforderung“, sagte 
die Bundeskanzlerin vor dem Deutschen 
Bundestag. Gleichzeitig bedeute er aber 
auch riesige Chancen für künftige Generati-
onen – für Exporte, neue Technologien und 
Arbeitsplätze. „Für diesen Strom der Zukunft 
brauchen wir eine neue Architektur unseres 
Energiewesens“, erklärte die Kanzlerin. Der 
Ausstieg Deutschlands aus der Kernenergie 
ist eine Entscheidung mit weitreichenden 
Auswirkungen – und eine Kraftanstrengung 
für die gesamte Gesellschaft. 

Auswirkungen auf die Strompreise

Das Fraunhofer Institut für Windenergie 
und Energiesystemtechnik (IWES) schätzt, 
dass ein schneller Ausstieg aus der Kern-
kraft und die notwendigen Investitionen 

den Verbraucher in den nächsten 10 Jahren 
ca. 230 Milliarden Euro kosten werden. Be-
reits 2011 werden die Stromverbraucher mit 
13,6 Milliarden Euro den Ausbau der Erneu-
erbaren Energien unterstützen – mehr als 
doppelt so viel wie 2009. Der beschleunigte 
Ausstieg lässt diese Kosten in den nächsten 
Jahren weiter wachsen. Der Preis für CO2-
Zertifi kate, die alle Betreiber von fossilen 
Kernkraftwerken zum Ausgleich für zusätz-
liche Umweltbelastungen brauchen, wird 
sich deutlich erhöhen. Nach Schätzung der 
Deutschen Bank allein von unter 16,50 Euro 
zum Jahresanfang auf 21 Euro bis Dezember 
2011.

Auswirkungen auf die Umwelt 

Der Bund der deutschen Industrie (BDI) 
rechnet mit rund 20 Millionen Tonnen zu-
sätzlichen CO2-Emissionen pro Jahr. Das 
macht die Erfüllung der von der Bundes-
regierung defi nierten Klimaschutzziele 
schwieriger. 

Auswirkungen auf die Staatseinnahmen

Der Bundesfi nanzminister rechnet mit 200 
Millionen Euro weniger Einnahmen auf-
grund der künftig sinkenden Kernbrenn-

stoffsteuer. Offen ist auch die weitere Fi-
nanzierung des Energie- und Klimafonds. 
Aufgrund der Abschaltung der Kernkraft-
werke erfolgte die letzte Ratenzahlung im 
März. Weitere Zahlungen sind ausgesetzt. 
Ungewiss ist die Höhe der Entschädigungs-
forderungen der KKW-Betreiber wegen der 
gesetzlich verfügten KKW-Stilllegung, die 
allen bestehenden Verträgen widerspricht.

Auswirkungen auf die 
Versorgungssicherheit

Im Bereich der Kraftwerke wird ein umfang-
reicher und schneller Neubau von Kohle- 
und Gaskraftwerken notwendig, die nach 
Vorstellung der Politik die Produktionslücke 
nach Abschaltung der KKW schließen sol-
len. Dies könnte vor allem in Anbetracht der 
Bürgerproteste in Deutschland im Zeitrah-
men bis 2020 eine große Herausforderung 
werden. Offen ist auch, wer diese neuen 
Anlagen bauen wird. Durch die enorm hohe 
Förderung und Priorität von Wind- und Son-
nenstrom bei der Einspeisung würden sol-
che Kraftwerke nur bei Spitzenverbrauch 
ans Netz geschaltet. Für potenzielle Inves-
toren ist der Neubau und Betrieb solcher 
fossiler Kraftwerke deshalb wenig attraktiv. 
Deutschland ist durch die Abschaltung der 

ersten acht Kernkraftwerke in den vergan-
genen Monaten vom Stromexporteur zum 
Stromimporteur geworden. Vor allem die 
Strommengen, die Deutschland aus Tsche-
chien und Frankreich bezog, sind deutlich 
angewachsen. In beiden Ländern ist Kern-
energie ein fester und wichtiger Bestandteil 
im nationalen Energie-Mix.

Die über Jahrzehnte sensibel ausjustierte 
Stabilität der deutschen Stromnetze ist 
nach Einschätzung der Deutschen Netz-
agentur (DENA) gefährdet. Der Zeitrahmen 
für den dringenden Ausbau der Netze ist an-
gesichts von Bedenken in der Bevölkerung 
gegen neue Stromtrassen sehr ambitioniert 
(siehe Interview rechts). 

Chance für die Zukunft

Die Herausforderungen erscheinen auf den 
ersten Blick riesig. Sicherlich aber muss man 
auch in Betracht ziehen: auf lange Sicht bie-
tet die Energiewende für Deutschland auch 
gewisse Chancen – beispielsweise in der be-
schleunigten Entwicklung und Anwendung 
neuer Technologien. Die Bundesrepublik 
könnte damit weltweit zum Vorreiter wer-
den und das neu gewonnene Know-how ins 
Ausland exportieren.  

ENERGIEWENDE

Große Herausforderung, aber auch eine Chance

Deutschland wird zum 
Versuchsraum für den be-

schleunigten Umstieg auf erneu-
erbare Energien. Was wir lernen, 
wollen wir in die Welt tragen. 

Dr. Johannes Teyssen
Vorstandsvorsitzender der E.ON AG,  
am 27. Juni in einem Interview mit 
der „Financial Times Deutschland“.

Das aktuelle Zitat Der Zeitplan für den Ausstieg

Von der Sofortabschaltung zu Beginn des 
Moratoriums im März waren alle vor 1980 
in Betrieb genommenen Kernkraftwerke 
betroffen:

Neckarwestheim 1, Philippsburg 1 (Baden-

Württemberg), Biblis A und B (Hessen), Isar 1

(Bayern), Unterweser (Niedersachsen) und 

das ohnehin stillstehende AKW Brunsbüttel 

(Schleswig-Holstein). Auch nach dem Mo-

ratorium gingen die Anlagen nicht wieder 

ans Netz. Zudem bleibt als achter Meiler 

das 1983 ans Netz gegangene und bereits 

seit 2009 abgeschaltete AKW Krümmel in 

Schleswig-Holstein vom Netz getrennt. 

Zwei der acht Anlagen werden von E.ON 

betrieben: Isar 1 und Unterweser.

Bis September soll die Bundesnetzagentur 

entscheiden, ob eines der acht stillgelegten 

AKW für den Fall von Stromengpässen bis 

2013 in Bereitschaft gehalten wird. 

Der vorläufi ge Zeitplan für die Stilllegung 
der verbliebenen neun Kernkraftwerke:

2015 Grafenrheinfeld, 2017 Gundremmingen B,

2019 Philippsburg 2, 2021 Grohnde, Brokdorf 

und Gundremmingen C sowie 2022 Isar 2, 

Neckarwestheim 2 und Emsland.

Hessen

Bayern

Thüringen
Sachsen

Kernkraftwerke 
in Betrieb

Kernkraftwerke 
seit März vom Netz

Berlin

Bremen

Brandenburg

Schleswig-
Holstein

Nieder-
Sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Mecklenburg-
VorpommernBrokdorf

Sachsen-
Anhalt

Baden-
Württemberg

Reinland-
Pfalz

Saar-
land

Gund-
memmingen

Isar

Emsland

Grohnde

Grafenrheinfeld

Krümmel

Biblis

Brunsbüttel

Philipps-
burg

Unterweser

Neckar-
westheim

Hessen

Bayern

Thüringen
Sachsen

Kernkraftwerke 
in Betrieb

Kernkraftwerke 
seit März vom Netz

Berlin

Bremen

Brandenburg

Schleswig-
Holstein

Nieder-
Sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Mecklenburg-
VorpommernBrokdorf

Sachsen-
Anhalt

Baden-
Württemberg

Reinland-
Pfalz

Saar-
land

Gund-
memmingen

Isar

Emsland

Grohnde

Grafenrheinfeld

Krümmel

Biblis

Brunsbüttel

Philipps-
burg

Unterweser

Neckar-
westheim

FR CH

BE

GB

DK

DE

CZ

PL
NL

AT

SI HR

SK

HU

LU

200

687

585 464

407

591

1373

1890

512

Import

Export

Mit der Abschaltung von acht Kern-
kraftwerken ist Deutschland über 
Nacht vom Stromexporteur zum Im-
porteur geworden: als Beispiel der 
11. Juli, vormittags. 4.299 Megawatt 
fl ießen aus den Nachbarländern 
nach Deutschland. 

Zeitgleich exportiert die Bundesre-
publik 2.402 Megawatt - in diesem 
Beispiel vor allem ins kernkraftfreie 
Österreich (1.890 MW) und nach Groß-
britannien. 

Die Fakten zu den Stromlieferungen 
kann jeder im Internet sehr detail-
liert nachlesen auf der Website des 
Verbunds der europäischen Übertra-
gungsnetzbetreiber www.entsoe.net. 

Nach einer Registrierung stehen dort 
alle Daten kostenfrei und für jeden zu-
gänglich zur Verfügung. 

Über Nacht 
zum Importeur

DEUTSCHLAND
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Das aktuelle Zitat

Heute sehe ich mich als einen vernünftigen 
Umweltschützer, der sich für eine Politik einsetzt,
die sich mehr auf Wissenschaft und Logik stützt
als auf Emotion und Fehlinformation. Ich habe 
erkannt, dass Kernenergie gemeinsam mit einer
verstärkten Konzentration auf Erneuerbare 
Energien wie Wasserkraft, Wind und Erdwärme 
unverzichtbar ist.
Patrick Moore, 
Greenpeace-Mitbegründer und Klimaexperte

Kurz notiert

ENERGIEZUKUNFT

E.ON: Ja zur Kernenergie, Ja zu den „Erneuerbaren“

Beim Klimaschutz erhöht E.ON das Tempo:
Die CO2-Emissionen in der Stromerzeu-
gung will E.ON bereits bis 2020 – und da-
mit 10 Jahre früher als bislang geplant –
gegenüber 1990 halbieren. Die beschlosse-
ne Laufzeitverlängerung für deutsche
Kernkraftwerke mit ihrer CO2-freien Strom-
erzeugung sowie die Investitionen des
Unternehmens in Erneuerbare Energien in
Deutschland, aber auch im Ausland, wer-
den die Erreichung dieses ambitionierten
Klimaschutzziels ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat mit der Laufzeit-
verlängerung deutlich gemacht, dass die
Kernenergie als wichtiger Eckpfeiler unserer
Energieversorgung noch länger gebraucht
wird. So leistet die Kernenergie einen wich-
tigen Beitrag zu Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Klimaschutz auf dem
Weg in die Energieversorgung von morgen. 

Die Laufzeiten der E.ON Kernkraftwerke
Isar 1 und Unterweser werden nach dem

derzeitigen Stand der politischen Ent-
scheidungen um je acht Jahre, die Laufzei-
ten der Kernkraftwerke Grafenrheinfeld,
Grohnde, Brokdorf und Isar 2 um je 14 Jah-
re verlängert.

Die unterschiedlich lange Laufzeit für äl-
tere und neue Anlagen ist eine politische
Entscheidung, die man akzeptieren muss.
Eine technische Rechtfertigung dafür gibt
es jedenfalls nicht. 

Isar 1 und Unterweser: Auf dem 
Sicherheitsstandard neuer Kraftwerke

Fakt ist: Nicht nur die deutschen Genehmi-
gungs- und Aufsichtsbehörden, sondern
auch unabhängige internationale Experten
bescheinigen den deutschen Anlagen re-
gelmäßig ein hohes Sicherheitsniveau und
damit ihren zuverlässigen Betrieb. Die hei-
mischen Kernkraftwerke erfüllen interna-
tionale Sicherheitsstandards nicht nur, son-
dern gehen sogar darüber hinaus. In

Deutschland haben selbst Anlagen, die
vor drei Jahrzehnten in Betrieb genommen
wurden, heute ein Sicherheitsniveau, wie
es die IAEO (Internationale Atomenergie-
Organisation) für Neuanlagen empfiehlt.
Das liegt auch daran, dass die deutschen
Kernkraftwerksbetreiber durch ein „Le-
bensdauermanagement“ von Betriebsbe-
ginn an dafür sorgen, dass alle geforder-
ten Schutzfunktionen jederzeit gewährleis-
tet sind. Die Nuklearanlagen werden ent-
sprechend kontinuierlich modernisiert und
nachgerüstet. Dabei übersteigen die Kos-
ten für Nachrüstung und Modernisierung
oft sogar die Baukosten. Der fortschreiten-
de Stand der Technik und zunehmende Be-
triebserfahrung sind dabei die Motoren der
ständigen Anlagenoptimierung.

Laufzeitverlängerung: Profitieren 
werden auch die Kommunen

In ihrem Beschluss zur Verlängerung der
Laufzeiten hat die Bundesregierung die
Belastung der Kernkraftwerksbetreiber
gegenüber den früheren Ankündigungen
deutlich erhöht: Die Einführung einer Kern-
brennstoffsteuer sowie die Speisung eines
Fonds für Erneuerbare Energien mindern
die Gewinne erheblich. Bis zu 75 Prozent
der Erlöse aus den zusätzlichen Rest-
strommengen werden abgeschöpft.

Die Kosten und Belastungen der Kraft-
werksbetreiber setzen sich dabei wie folgt
zusammen: Neben den Erzeugungskosten
werden die Unternehmen künftig zusätz-
lich mit der geplanten Kernbrennstoff-
steuer in Höhe von 13,8 Mrd. Euro belas-
tet. Weitere Abgaben an einen Fonds zur
Förderung Erneuerbarer Energien in Höhe

von mehr als 20 Mrd. Euro kommen noch
hinzu. Schließlich sind auch noch die Nach-
rüstkosten zu berücksichtigen.

Die Stadtwerke argumentieren, sie selbst
hätten einen Millionenschaden, weil sie im
Vertrauen auf den Atomausstieg in Kraft-
werke investiert hätten. Zu Recht? Diese
Argumentation ist nicht nachvollziehbar.
Auch E.ON hat in zahlreiche konventionel-
le Kraftwerke investiert. Anspruch auf un-
veränderte Rahmenbedingungen und
hohe Gewinne hat niemand, zumal die
Preiswürdigkeit ein zentrales energiepoli-
tisches Ziel ist, das nicht ignoriert werden
sollte. CDU/CSU und FDP haben seit dem
Ausstiegsbeschluss immer betont, ihn
rückgängig machen zu wollen. Das kam
also nicht überraschend. Außerdem wer-
den die Stadtwerke von den Zahlungen in
den Fonds für Erneuerbare Energien er-
heblich profitieren. 

Von längeren Laufzeiten profitieren Viele: Neben dem Klima auch der Staat, Privathaushalte und Industrie – vor allem aber die Erneuerbaren. 

Kernkraftwerke können länger
Bei Kernkraftwerken mit Beginn des Leistungsbetriebs bis

1980 wird die rechnerische Laufzeit um 8 Jahre verlängert,

bei den nach 1980 in Betrieb gegangenen Anlagen um 14

Jahre – durchschnittlich beträgt die Laufzeitverlängerung

der 17 Kernkraftwerke also 12 Jahre. Am Ende des Tages

werden die Anlagen somit nicht einmal 50 Jahre alt sein.

Gut zu wissen: Kernkraftwerke können 60 Jahre oder län-

ger sicher betrieben werden. Ursprünglich waren die Be-

triebsgenehmigungen der deutschen Kernkraftwerke un-

befristet. Die oft zitierte Lebensdauer von 40 Jahren ist kei-

ne Grenze, sondern war lediglich ein Element der Nach-

weisführung bei der Genehmigung – für eine Betriebszeit

von 40 Jahren wurden seinerzeit alle Nachweise für einen

sicheren Betrieb der Kernkraftwerke erbracht. Weltweite

Erfahrungen aus Forschung und Betrieb haben zwischen-

zeitlich gezeigt, dass Kernkraftwerke technisch gesehen

mindestens 60 Jahre lang zuverlässig und sicher betrieben

werden können. Zahlreiche baugleiche Anlagen im Ausland

haben bereits die Betriebsgenehmigung für 60 Jahre.

INTERNATIONALE ENERGIE-AGENTUR

Prognose: 
Noch mehr Strom 
aus Kernkraftwerken

Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO)
der Vereinten Nationen sagt einen starken Ausbau
der Kernenergie für die kommenden Jahrzehnte vo-
raus: Der Anteil an der weltweiten Stromproduktion
von 13,8 Prozent im Jahr 2009 kann bis 2050 auf bis
zu 17 Prozent steigen, sagen die Experten. Das geht
aus der jährlichen Prognose der IAEO zur Energie-,
Strom- und Kernkrafterzeugung in acht Weltregionen
hervor, die im Herbst in Wien veröffentlicht wurde. 

„Die Prognosen der IAEO zeigen wieder einmal ein-
drucksvoll, wie pragmatisch viele Länder den Beitrag
der Kernenergie zu einer nachhaltigen Energieversor-
gung sehen“, sagte Dr. Ralf Güldner, Präsident des
Deutschen Atomforums.

Wenn die Sicherheit der Anlagen und der Lage-
rung garantiert sind, wenn Produktion, Vertei-
lung und Verkauf der Atomenergie streng gere-
gelt sind, dann scheint mir, dass die Vorausset-
zungen für eine „integrierte“ Energiepolitik da
sind. Mit diesen Voraussetzungen bildet die
Atomenergie eine Form der sauberen Energie.
Kardinal Renato Raffaele Martino, 
päpstlicher „Friedensminister“
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Diplom-Ingenieur Martin Fuchs ist als Ge-
schäftsführer des Übertragungsnetz-Be-
treibers TenneT verantwortlich für rund 
11.000 Kilometer Höchstspannungsleitun-
gen in Deutschland. Im Interview wirbt 
er dafür, das Tempo der Energiewende 
an die Geschwindigkeit des Netzausbaus 
anzupassen.

E.ON Einblick: Herr Fuchs, gehen in diesem 
Winter in Deutschland die Lichter aus, da 
nun wohl endgültig feststeht, dass acht 
Kernkraftwerke nie wieder ans Netz gehen 
werden?

Martin Fuchs: Die Netzsituation war schon 
im Frühsommer sehr angespannt. Im Win-
ter wird sie auf Kante genäht sein. Wir wer-
den als Übertragungsnetzbetreiber viele 
Maßnahmen ergreifen müssen, um die 
Netzsituation stabil zu halten. Eine stabile 
Netzsituation ist kein Selbstläufer. Wir sind 
übereinstimmend mit der Bundesnetz-
agentur der Ansicht, dass im Winter in kal-
ten Abendstunden die Stromversorgung 
ernsthaft gefährdet sein könnte, wenn 

beispielsweise auch Frankreich wegen ei-
ner Kältewelle nicht aushelfen könnte. Im 
Notfall müssten wir dann vielleicht sogar 
Großverbraucher abschalten, damit das 
Netz nicht zusammenbricht. 

E.ON Einblick: Mit der neuen Gesetzeslage 
von Ende Mai steht der Fahrplan für den 
Ausstieg aus der Kernenergie weitgehend 
fest. Setzt die Politik mit einer zu schnellen 
Energiewende die Sicherheit der Stromver-
sorgung in Deutschland aufs Spiel?

Martin Fuchs: Die Politik will das sicherlich 
nicht. Sie verspricht ja, dass gleichzeitig 
der Netzausbau beschleunigt wird, dass 
man die Erneuerbaren stärker dem Wett-
bewerb aussetzt, damit die Umlage für die 
Erneuerbaren Energien (EEG-Gesetz) von 
heute 3,5 Cent je Kilowattstunde für Haus-
haltskunden nicht noch weiter ansteigt, 
dass Ersatzkraftwerke zugebaut werden 
und dass man mit einer Art Monitoring-
prozess den Umbau unserer Energiever-
sorgung begleiten will, um bei Fehlent-
wicklungen gegensteuern zu können. 

Wenn das alles realisiert wird – und ich 
betone: ‚Wenn‘ – dann ist das auch alles 
zu verantworten. Ich hätte mir allerdings 
gewünscht, dass man nicht nur eine 
Jahreszahl für den Ausstieg festlegt, 
sondern zugleich deutlicher auflistet 
und kommuniziert, welche Maßnahmen 
Voraussetzungen sind, um das Ziel er-
reichen zu können. Wir haben zwar ein 
Ziel definiert, aber es ist noch längst 
nicht klar, ob wir den Weg dorthin auch 
schaffen. Die eigentliche Arbeit beginnt 

Stabile Netze für die Zukunft:
„Die eigentliche Arbeit beginnt erst jetzt“

AUSBAUPLÄNE

Nach Schätzungen der Deutschen Energie-Agentur ist der Neubau von rund 4.400 Kilometern neuer 

Höchstspannungsnetze notwendig, um die Energiewende umzusetzen – eine riesige Herausforderung.

Das aktuelle Zitat

Die Energiewende erfor-
dert eine internationale 

Einbindung. Gleichzeitig baut 
der schnelle Atomausstieg 
Deutschlands aber darauf, dass 
andere Länder dies nicht nach-
machen. Würde beispielsweise 
Frankreich mit ähnlich hohem 
Tempo aus der Kernenergie 
aussteigen wollen, könnten 
keine Exporte mehr nach 
Deutschland zur Sicherung 
der Stromversorgung 
stattfinden.

Dr. Hubertus Bardt ist stellver-
tretender Leiter des Wissen-
schaftsbereiches Wirtschafts-
politik und Sozialpolitik sowie 
Leiter des Kompetenzfeldes 
Umwelt, Energie, Ressourcen, 
am Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.

Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft: Nur mit intensiver Forschung, Entwicklung 

und Förderung der neuen Technologien lässt sich die Energiewende umsetzen. 

Bis zum Jahr 2050 soll jede zweite in 
Deutschland erzeugte Kilowattstunde 
aus Erneuerbaren Energien stammen. 
Das stellt die gesamte Energiewirt-
schaft vor große Herausforderungen: 
Wie kann es gelingen, die Netzstabi-
lität in Zeiten großer Schwankungen 
bei Energiequellen wie Sonne oder 
Windanlagen zu garantieren? Wie 
werden die intelligenten Stromnetze 
der Zukunft, die „Smart Grids“, in der 
Praxis aussehen? Wie lassen sich gro-

ße Energiemengen aus regenerativen 
Quellen speichern, um sie bei Bedarf 
abrufen zu können? Die Bundesregie-
rung stellt in einem Forschungsför-
derprogramm bis Ende 2014 rund 3,5 
Milliarden Euro zur Verfügung, um 
Antworten auf die großen Fragen der 
Energieversorgung von morgen zu 
finden. 

„Die energiepolitischen Ziele kön-
nen nur mit intensiver Forschung, 
Entwicklung und Förderung neuer 
Technologien erreicht werden. Die 
Bundesregierung setzt im Energiefor-
schungsprogramm mit den Themen 
Erneuerbare Energien und Energieef-
fizienz die richtigen Schwerpunkte für 
die nächsten Jahre”, sagte Hildegard 
Müller, die Vorsitzende der Hauptge-
schäftsführung des Bundesverbandes 
der Energie- und Wasserwirtschaft 

(BDEW). Entscheidend sei nach wie 
vor die Integration der Erneuerbaren 
Energien. Innovationen bei Erzeu-
gung, Speicherung und Transport von 
Elektrizität müssten es ermöglichen, 
den wachsenden Anteil fluktuierender 
Erzeugung marktgerecht einzubinden.

Der Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft fordert zusätzlich 
bessere Rahmenbedingungen für In-
novationen bei den Energieversor-
gern. Beispielsweise müssten die 
Netzbetreiber künftig beim Thema 
Smart Grids sowohl bei den Investiti-
onen, als auch bei der Forschung und 
Entwicklung unterstützt werden. Dies 
betreffe insbesondere die Verteilnetz-
ebene. Mit Blick auf den Einsatz von 
Energiespeichern sollte eine Rege-
lung getroffen werden, die deren Er-
probung und Einsatz fördere.  

Milliarden für die Energie-Forschung von morgen

jetzt erst. Die Politik muss jetzt die Rah-
menbedingungen schaffen, die wir für 
den enormen Netzausbau benötigen. Es 
muss unbürokratischer werden als bisher 
und wir brauchen die Akzeptanz in der 
Bevölkerung. Ob uns das gelingt, da sind 
angesichts der Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit Zweifel erlaubt. 

E.ON Einblick: Das geplante Netzausbaube-
schleunigungsgesetz soll das ja nun alles 
ändern. Teilen Sie den Optimismus der Po-
litiker?

Ich bin noch nicht überzeugt, weil wir 
durch das geplante gestufte Vorgehen mit 
Netzentwicklungsplan und Netzbedarfs-
plan möglicherweise noch längere Abstim-
mungswege haben werden als bisher. Es 
droht die Gefahr, dass die Bürokratie nicht 
weniger, sondern sogar mehr wird. Positiv 
ist, dass die Fristen, die im Gesetzentwurf 
vorgesehen sind, sehr kurz sind. Wenn die 
wirklich eingehalten werden, dann könnte 
das Netzausbaubeschleunigungsgesetz die 
Erwartungen erfüllen. Positiv beurteile ich 
auch die Absicht, der Bundesnetzagentur 
eine zentrale Rolle als Entscheidungsins-
tanz zuzuweisen. Nach meinen Erfahrungen 
mit der Netzagentur wird die in der Regel 
schnell entscheiden. Das bringt uns aus Kon-
fliktsituationen heraus, wie wir sie heute in 
einigen Bundesländern haben.
Das ausführliche Interview mit Martin Fuchs können 

Sie in der aktuellen Ausgabe des Magazins „Streit-

fragen“ des BDEW nachlesen unter www.bdew.de.
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SICHERHEIT

20 Jahre „INES“: Tiefe Einblicke

Meldepflichtige Ereignisse werden seit
1990 in die internationale Bewertungsska-
la, der International Nuclear Event Scale
(„INES“), der Internationalen Atomenergie-
Organisation (IAEO) eingestuft. Dabei er-
möglicht INES der Öffentlichkeit, sich auf
leicht verständliche Art und Weise über die
sicherheitstechnische Bedeutung eines
meldepflichtigen Ereignisses ein Bild zu
machen. Seit zwei Jahrzehnten ist INES
Maßstab für die Sicherheit von kerntech-
nischen Anlagen weltweit. Die Bewer-
tungsskala umfasst die Stufen 1 bis 7. 

In Deutschland werden Ereignisse mit kei-
ner sicherheitstechnischen oder sicher-
heitstechnisch untergeordneten Bedeu-
tung als INES „0“ gemeldet. Es ist hierzu-
lande Sicherheitsphilosophie, dass die
Betreiber jedes noch so sicherheitstech-
nisch unbedeutende Ereignis den Auf-
sichtsbehörden melden, um auch im Sin-
ne des Erfahrungsaustausches transpa-
rent und offen über die Sicherheit der An-
lagen zu informieren.

Das INES-Bewertungssystem wurde
Schritt für Schritt über die Kernkraftwer-
ke hinaus auch auf andere kerntechni-
sche Einrichtungen sowie Forschungs-
einrichtungen ausgedehnt. Inzwischen
wenden über 60 Länder – darunter alle
mit Kernkraftwerken – die Skala offiziell
an. Und wie steht es gemäß INES um die
Sicherheit der deutschen Kernkraftwer-
ke? Eindeutig sehr gut: Nahezu alle Vor-
kommnisse (98 Prozent), die in Deutsch-
land gemeldet wurden, sind „0“-Ereignis-
se unterhalb der Skala, also solche ohne
sicherheitstechnische Bedeutung. Im
Jahr 2009 gehörten nach den Quartals-
berichten des Bundesamtes für Strahlen-
schutz alle 103 meldepflichtigen Ereig-
nisse dieser niedrigsten Kategorie außer-
halb der INES- Skala an. Sie waren also
allesamt weder „Störung“, „Störfall“ noch
„Unfall“.

Die IAEO publiziert die Meldungen auf 
einer eigenen Internetseite. 
(http://www-news.iaea.org/news/)

Seit 20 Jahren gibt es „INES“, eine Bewertungsskala für die sicherheitstechnische Bedeutung

von Ereignissen in kerntechnischen Einrichtungen. 

LAUFZEITVERLÄNGERUNG

Ein Gewinn für das Klima, 
die Bürger und den Staat

Profitieren werden vor allem auch das
Klima, die Wirtschaft und die Verbrau-
cher. Denn: „Zwischen 2010 und 2030
würde die Stromwirtschaft ohne Kern-
kraft im Energiemix 36 Prozent mehr
CO2 ausstoßen. Deutschland könnte
damit seine hochgesteckten Klima-
schutzziele niemals erreichen“, stellt

das Institut für Energiewirtschaft und
Rationelle Energieanwendung der Uni-
versität Stuttgart fest. Fakt ist: Die
deutschen Kernkraftwerke vermeiden
Jahr für Jahr bis zu 150 Millionen Ton-
nen CO2, so viel wie der gesamte deut-
sche Straßenverkehr verursacht. Das
kommt dem Klima zugute. 

Überdies profitieren die Privathaushal-
te. Nach einer wissenschaftlichen Studie
im Auftrag des Bundesverbands der
Deutschen Industrie könnten längere
KKW-Laufzeiten die Stromrechnung ei-
nes durchschnittlichen Drei-Personen-
Haushalts jährlich um 16 Prozent sen-
ken. Das entspricht im Jahr 2030 einer Er-
sparnis von 144 Euro.

Experten rechnen mit zehntausenden
zusätzlichen Arbeitsplätzen gegenüber
dem Szenario des vorzeitigen Ausstiegs,
einem Plus im Bruttoinlandsprodukt so-
wie mit spürbar preisdämpfenden Effek-
ten auf die europäischen CO2-Preise.
Auch dies macht deutlich: Es gibt viele
gute Gründe, an der Kernenergie festzu-
halten. So wie es in anderen Industrie-
ländern durch Verlängerungen der Be-
triebsgenehmigungen auf 60 Jahre,
Kernkraftwerksneubauplanungen und
den Neubau von Kernkraftwerken längst
praktiziert wird.

Zusatzeinnahmen für den Staat und zusätzliche Fördermittel in Milliardenhöhe für den

Ausbau Erneuerbarer Energien: Das sind nur zwei der Vorteile, die die Verlängerung der

Laufzeiten deutscher Kernkraftwerke mit sich bringt.

Die europäische Bewegung
der Grünen muss ihre Ab-
wehrhaltung gegenüber der
Kernkraft überdenken. Wenn
wir den Ausstoß von Treib-
hausgasen bis 2050 um 80
oder 90 Prozent eindämmen
wollen, sollten wir keine
Technologie generell aus-
schließen, die unsere Fort-
schrittsrate verbessern
könnte. Als Grüne dürfen wir
die Kernenergie nicht länger
dogmatisch und unter allen
Umständen ablehnen.
Chris Goodall, 
Mitglied der britischen 
Grünen, Klimaexperte

Kurz notiert

US-Präsident Obama: Plädoyer 

für den Kernkraftwerkneubau
„Ich weiß ja, dass viele meinen, dass wer sich für

die Umwelt einsetzt, auch gegen die Kernenergie

sein muss. Tatsache ist jedoch, dass Kernenergie

unsere größte Energiequelle bleibt, die keine

Kohlenstoffemissionen erzeugt. Um unseren

wachsenden Energiebedarf zu decken und die

schlimmsten Folgen des Klimawandels zu verhin-

dern, werden wir unsere Versorgung mit Kernener-

gie erhöhen müssen“, sagte der US Präsident Ba-

rack Obama in Zusammenhang mit dem geplan-

ten ersten Neubau eines Kernkraftwerks in den

USA nach 30 Jahren. „Dieses eine Kraftwerk bei-

spielsweise wird – im Vergleich zu einem […] Koh-

lekraftwerk – die Kohlenstoffverschmutzung um

16 Millionen Tonnen pro Jahr verringern. Das ist

als würden wir 3,5 Millionen Autos von den Stra-

ßen nehmen“, so der amerikanische Präsident.

Weltweit: Ja zur Kernenergie
Nach einer Studie des Beratungs- und Meinungs-

forschungsunternehmens Accenture sind zwei

Drittel der Bevölkerung in den Industrienationen

und der städtischen Bevölkerung in den Schwel-

lenländern für eine stärkere Nutzung der Kern-

energie. Besonders groß war die Zustimmung

den Meinungsforschern zufolge in den USA (81

Prozent), in Italien (70 Prozent) und in Frankreich

(62 Prozent). Beschloss Italien noch 1987 in einem

Referendum den Ausstieg aus der Kernenergie,

so will es nun wieder Einsteiger sein. In Italien

sollen mindestens vier Kernkraftwerke gebaut

werden. Bis 2030 will Italien dann etwa ein Vier-

tel des Stroms aus Kernkraft beziehen.
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Störfall
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Ernster Störfall

4

Unfall
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Ernster Unfall

6

Schwerer Unfall

7

Katastrophaler
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1
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keine oder sehr geringe 

sicherheitstechnische Bedeutung

INES – Internationale
nukleare Ereignis-Skala

Das aktuelle Zitat
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„Für mich ging der 
Ausstieg zu schnell. Ich 
bin der Meinung, dass 
der Ausstieg forciert 
werden sollte – dage-
gen habe ich nichts – 
aber die Entscheidung, 
die die Politik hier 

getroffen hat, war ein Schnellschuss“, sagt der 
Niederaichbacher Bürgermeister Josef Hasel-
beck. 

Er macht deutlich: „Die Bundespolitik hat ja nicht 

einmal das Moratorium abgewartet, daher ist die 

Entscheidung für mich so nicht richtig. Der Es-

senbacher Rathauschef Fritz Wittmann sagt, es 

müsse sicher sein, dass sich der Strom tatsächlich 

mit Erneuerbaren Energien erzeugen lässt, wenn 

Kernkraftwerke abgeschaltet werden. Stromim-

 

FREIKARTE
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FREIKARTE
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FREIKARTE

Kurz notiert

Abschied nach 38 Jahren 
im Kernkraftwerk
Ein Mann der ersten Stunde geht von Bord: 

Nach 38 Dienstjahren wurde Gerhard Biller 

(rechts), der stellvertretende Technische 

Leiter des KKI, in den wohlverdienten Ru-

hestand verabschiedet. Sein Nachfolger ist 

Sebastian Wittmann, Produktionsleiter von 

Block 1.

„Wasserspaß“ mit E.ON-Power
Der Kinderhort in Wörth ist um eine At-

traktion reicher: eine Wasserspielanlage 

im Wert von 3.000 Euro. Das Besondere: Im 

Rahmen seines sozialen Engagements für 

die Nachbarn übernahm E.ON nicht nur die 

Kosten für den „Wasserspaß“, sondern auch 

den Aufbau. Im Rahmen des Programms 

„Tatsachen schaffen“ tauschten sechs KKI-

Mitarbeiter aus dem Personalwesen Kos-

tüm und Anzug gegen Schutzhelm und All-

Wetter-Kleidung und machten sich in ihrer 

Freizeit an die Arbeit. Trotz strömenden 

Regens stand die neue Anlage nach sechs 

Stunden – zur großen Freude der Kinder. 

BÜRGERMEISTER IM INTERVIEW
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Das aktuelle Zitat

Heute sehe ich mich als einen vernünftigen 
Umweltschützer, der sich für eine Politik einsetzt,
die sich mehr auf Wissenschaft und Logik stützt
als auf Emotion und Fehlinformation. Ich habe 
erkannt, dass Kernenergie gemeinsam mit einer
verstärkten Konzentration auf Erneuerbare 
Energien wie Wasserkraft, Wind und Erdwärme 
unverzichtbar ist.
Patrick Moore, 
Greenpeace-Mitbegründer und Klimaexperte

Kurz notiert

ENERGIEZUKUNFT

E.ON: Ja zur Kernenergie, Ja zu den „Erneuerbaren“

Beim Klimaschutz erhöht E.ON das Tempo:
Die CO2-Emissionen in der Stromerzeu-
gung will E.ON bereits bis 2020 – und da-
mit 10 Jahre früher als bislang geplant –
gegenüber 1990 halbieren. Die beschlosse-
ne Laufzeitverlängerung für deutsche
Kernkraftwerke mit ihrer CO2-freien Strom-
erzeugung sowie die Investitionen des
Unternehmens in Erneuerbare Energien in
Deutschland, aber auch im Ausland, wer-
den die Erreichung dieses ambitionierten
Klimaschutzziels ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat mit der Laufzeit-
verlängerung deutlich gemacht, dass die
Kernenergie als wichtiger Eckpfeiler unserer
Energieversorgung noch länger gebraucht
wird. So leistet die Kernenergie einen wich-
tigen Beitrag zu Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Klimaschutz auf dem
Weg in die Energieversorgung von morgen. 

Die Laufzeiten der E.ON Kernkraftwerke
Isar 1 und Unterweser werden nach dem

derzeitigen Stand der politischen Ent-
scheidungen um je acht Jahre, die Laufzei-
ten der Kernkraftwerke Grafenrheinfeld,
Grohnde, Brokdorf und Isar 2 um je 14 Jah-
re verlängert.

Die unterschiedlich lange Laufzeit für äl-
tere und neue Anlagen ist eine politische
Entscheidung, die man akzeptieren muss.
Eine technische Rechtfertigung dafür gibt
es jedenfalls nicht. 

Isar 1 und Unterweser: Auf dem 
Sicherheitsstandard neuer Kraftwerke

Fakt ist: Nicht nur die deutschen Genehmi-
gungs- und Aufsichtsbehörden, sondern
auch unabhängige internationale Experten
bescheinigen den deutschen Anlagen re-
gelmäßig ein hohes Sicherheitsniveau und
damit ihren zuverlässigen Betrieb. Die hei-
mischen Kernkraftwerke erfüllen interna-
tionale Sicherheitsstandards nicht nur, son-
dern gehen sogar darüber hinaus. In

Deutschland haben selbst Anlagen, die
vor drei Jahrzehnten in Betrieb genommen
wurden, heute ein Sicherheitsniveau, wie
es die IAEO (Internationale Atomenergie-
Organisation) für Neuanlagen empfiehlt.
Das liegt auch daran, dass die deutschen
Kernkraftwerksbetreiber durch ein „Le-
bensdauermanagement“ von Betriebsbe-
ginn an dafür sorgen, dass alle geforder-
ten Schutzfunktionen jederzeit gewährleis-
tet sind. Die Nuklearanlagen werden ent-
sprechend kontinuierlich modernisiert und
nachgerüstet. Dabei übersteigen die Kos-
ten für Nachrüstung und Modernisierung
oft sogar die Baukosten. Der fortschreiten-
de Stand der Technik und zunehmende Be-
triebserfahrung sind dabei die Motoren der
ständigen Anlagenoptimierung.

Laufzeitverlängerung: Profitieren 
werden auch die Kommunen

In ihrem Beschluss zur Verlängerung der
Laufzeiten hat die Bundesregierung die
Belastung der Kernkraftwerksbetreiber
gegenüber den früheren Ankündigungen
deutlich erhöht: Die Einführung einer Kern-
brennstoffsteuer sowie die Speisung eines
Fonds für Erneuerbare Energien mindern
die Gewinne erheblich. Bis zu 75 Prozent
der Erlöse aus den zusätzlichen Rest-
strommengen werden abgeschöpft.

Die Kosten und Belastungen der Kraft-
werksbetreiber setzen sich dabei wie folgt
zusammen: Neben den Erzeugungskosten
werden die Unternehmen künftig zusätz-
lich mit der geplanten Kernbrennstoff-
steuer in Höhe von 13,8 Mrd. Euro belas-
tet. Weitere Abgaben an einen Fonds zur
Förderung Erneuerbarer Energien in Höhe

von mehr als 20 Mrd. Euro kommen noch
hinzu. Schließlich sind auch noch die Nach-
rüstkosten zu berücksichtigen.

Die Stadtwerke argumentieren, sie selbst
hätten einen Millionenschaden, weil sie im
Vertrauen auf den Atomausstieg in Kraft-
werke investiert hätten. Zu Recht? Diese
Argumentation ist nicht nachvollziehbar.
Auch E.ON hat in zahlreiche konventionel-
le Kraftwerke investiert. Anspruch auf un-
veränderte Rahmenbedingungen und
hohe Gewinne hat niemand, zumal die
Preiswürdigkeit ein zentrales energiepoli-
tisches Ziel ist, das nicht ignoriert werden
sollte. CDU/CSU und FDP haben seit dem
Ausstiegsbeschluss immer betont, ihn
rückgängig machen zu wollen. Das kam
also nicht überraschend. Außerdem wer-
den die Stadtwerke von den Zahlungen in
den Fonds für Erneuerbare Energien er-
heblich profitieren. 

Von längeren Laufzeiten profitieren Viele: Neben dem Klima auch der Staat, Privathaushalte und Industrie – vor allem aber die Erneuerbaren. 

Kernkraftwerke können länger
Bei Kernkraftwerken mit Beginn des Leistungsbetriebs bis

1980 wird die rechnerische Laufzeit um 8 Jahre verlängert,

bei den nach 1980 in Betrieb gegangenen Anlagen um 14

Jahre – durchschnittlich beträgt die Laufzeitverlängerung

der 17 Kernkraftwerke also 12 Jahre. Am Ende des Tages

werden die Anlagen somit nicht einmal 50 Jahre alt sein.

Gut zu wissen: Kernkraftwerke können 60 Jahre oder län-

ger sicher betrieben werden. Ursprünglich waren die Be-

triebsgenehmigungen der deutschen Kernkraftwerke un-

befristet. Die oft zitierte Lebensdauer von 40 Jahren ist kei-

ne Grenze, sondern war lediglich ein Element der Nach-

weisführung bei der Genehmigung – für eine Betriebszeit

von 40 Jahren wurden seinerzeit alle Nachweise für einen

sicheren Betrieb der Kernkraftwerke erbracht. Weltweite

Erfahrungen aus Forschung und Betrieb haben zwischen-

zeitlich gezeigt, dass Kernkraftwerke technisch gesehen

mindestens 60 Jahre lang zuverlässig und sicher betrieben

werden können. Zahlreiche baugleiche Anlagen im Ausland

haben bereits die Betriebsgenehmigung für 60 Jahre.

INTERNATIONALE ENERGIE-AGENTUR

Prognose: 
Noch mehr Strom 
aus Kernkraftwerken

Die Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO)
der Vereinten Nationen sagt einen starken Ausbau
der Kernenergie für die kommenden Jahrzehnte vo-
raus: Der Anteil an der weltweiten Stromproduktion
von 13,8 Prozent im Jahr 2009 kann bis 2050 auf bis
zu 17 Prozent steigen, sagen die Experten. Das geht
aus der jährlichen Prognose der IAEO zur Energie-,
Strom- und Kernkrafterzeugung in acht Weltregionen
hervor, die im Herbst in Wien veröffentlicht wurde. 

„Die Prognosen der IAEO zeigen wieder einmal ein-
drucksvoll, wie pragmatisch viele Länder den Beitrag
der Kernenergie zu einer nachhaltigen Energieversor-
gung sehen“, sagte Dr. Ralf Güldner, Präsident des
Deutschen Atomforums.

Wenn die Sicherheit der Anlagen und der Lage-
rung garantiert sind, wenn Produktion, Vertei-
lung und Verkauf der Atomenergie streng gere-
gelt sind, dann scheint mir, dass die Vorausset-
zungen für eine „integrierte“ Energiepolitik da
sind. Mit diesen Voraussetzungen bildet die
Atomenergie eine Form der sauberen Energie.
Kardinal Renato Raffaele Martino, 
päpstlicher „Friedensminister“
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Der Hochwasserschutz von Kernkraftwerken erfordert die 

Berücksichtigung eines Bemessungshochwasserstandes, 

der als 10.000-jährliches Hochwasser bezeichnet wird. Zum 

Vergleich: für den konventionellen Hochwasserschutz wird 

im Allgemeinen ein 100-jährliches Hochwasser betrachtet. 

Ein wesentliches Schutzziel beim Betrieb von Kernkraft-

werken besteht darin, ausreichende Vorkehrungen zu tref-

fen, um Schäden an Menschen und der Umwelt, aber auch 

an Anlagenteilen zu verhindern. Im Kernkraftwerk Isar 

sind Maßnahmen umgesetzt, um die radioaktiven Stoffe 

zuverlässig bei Betrieb und Störfällen und darüber hinaus 

einzuschließen bzw. zurückhalten zu können. 

Alle Anlagenteile und Komponenten sind so ausgelegt, 

dass sowohl der Störfall (auslegungsgemäß) sicher be-

herrscht wird und Notfallmaßnahmen vorhanden sind um 

Freisetzungen zu verhindern. Nach ersten Analysen scheint 

die Auslegung der betroffenen japanischen Kernkraftwer-

ke sich von den deutschen Kernkraftwerken deutlich zu 

unterscheiden. Beispielsweise stehen für den Fall, dass die 

elektrische Stromversorgung aus dem Netz bzw. Reserven-

etz ausfällt, im Kernkraftwerk Isar 1 vier Notstromdiesel 

zur Verfügung. Die Kühlung der Diesel erfolgt durch Ne-

benkühlwasser aus der Isar. Sollte diese Entnahme unter-

brochen sein, ist eine weitere Dieselkühlmöglichkeit durch 

Trinkwasser möglich.

Wenn all diese Systeme ausfallen würden, ist beim Kern-

kraftwerk Isar 1 eine unabhängige, direkt aus dem Was-

serkraftwerk Niederaichbach schaltbare Stromversorgung 

über einen dritten Netzanschluss vorgesehen. Des Wei-

teren sind im Kernkraftwerk Isar Anschlussstutzen für 

mobile Pumpen zur Wärmeabfuhr aus dem Reaktorkern 

vorhanden. Damit hat das KKI 1 wie auch das KKI 2 eine 

höchstwirksame und zuverlässige Notstromversorgung.

Unsere Kolleginnen und Kollegen des Kernkraftwerkes 
Isar garantieren, zusammen mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Partnerfirmen, verantwortungs-
voll seit über drei Jahrzehnten einen sicheren Betrieb, 
eine hohe Verfügbarkeit und damit eine sichere Strom-
versorgung für Deutschland. Dadurch wird der Wirt-
schaftsstandort Deutschland wesentlich gestützt, wei-
ter nach vorne gebracht und der Strom bleibt weiterhin 
bezahlbar.

Wir sind von der Notwendigkeit des weiteren Ausbaus 
der erneuerbaren Energien überzeugt. Bis hier jedoch 
markante Ziele erreicht sind, brauchen wir weiterhin 
die quasi CO2-freie Kernenergie, mit der sich aus unse-
rer Sicht auch die Klimaschutzziele kostengünstig und 
nachhaltig sichern lassen.

Die neu entstandene öffentliche Diskussion über Still-
legung und Restlaufzeit deutscher Kernkraftwerke be-
dauern wir sehr, da wir an unserem Standort keine Feh-
ler begangen haben und für uns zunächst auch keine 
unmittelbare Ableitung aus den Ereignissen in Japan 
erkennbar ist. Die sich daraus ergebenen Sorgen und 
Nöte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, einschließ-
lich der Partnerfirmen, sowie unseren und deren Fami-
lien, wird öffentlich wenig Aufmerksamkeit geschenkt. 
Durch nicht auszuschließende Arbeitsplatzverluste ha-
ben unsere Kolleginnen und Kollegen und ihre Familien 
Existenzängste.

Das gilt nicht nur für die unmittelbar im Kernkraftwerk 
Isar beschäftigten Kolleginnen und Kollegen, sondern 

auch für die, die aufgrund der jährlich wiederkehren-
den Instandhaltung der Anlage bei uns permanent oder 
temporär beschäftigt werden. Längerfristig bedeutet 
das natürlich auch massive Einschränkungen und Auf-
tragsverluste für das Gewerbe in der Region, dem ein 
Verlust von weiteren Arbeitsplätzen nachgeht.

Ein zusätzlicher für unsere Region wichtiger Aspekt, der 
betrachtet werden muss, ist die angebotene Perspekti-
ve der beruflichen Weiterentwicklung junger Menschen 
an unserem Standort, zum Beispiel die Ausbildung in 
technischen und kaufmännischen Berufen. Aus- und 
Fortbildung in einem High-Tech-Bereich würden unwi-
derruflich verloren gehen.

Um eine objektive Meinung über die Kernenergie zu 
bekommen und eine sachliche Diskussion darüber mit 
uns, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, führen zu 
können, laden wir jeden dazu ein, unser Kommunikati-
onszentrum zu besuchen. Hier kann ein genaueres Bild 
über die Technik sowie unsere Zuverlässigkeit gewon-
nen werden und eine vernünftige Diskussion, fernab 
jeglicher Polemik, geführt werden.

MitarbEitEr aM StanDort

„Mehr als drei Jahrzehnte sicherer 
und verantwortungsvoller Betrieb“
Der Betriebsrat des Kernkraftwerks Isar nimmt zur aktuellen Diskussion Stellung.

Unserer Meinung nach ist eine Überprü-
fung aller europäischen Reaktoren – wie 
von EU-Kommissar Oettinger angekün-
digt – der richtige Weg. Ein Alleingang 
Deutschlands bezüglich eines dauerhaften 
Abschaltens älterer Kernkraftwerke würde 
für die Menschen sowohl in Deutschland 
als auch in ganz Europa keinen Sicher-
heitsgewinn bringen, da die deutschen 
Kernkraftwerke weltweit zu den sichers-
ten zählen. 

Strom muss importiert werden

Die Abschaltung der sieben betroffenen 
Kernkraftwerke während des dreimonati-
gen Moratoriums wird dazu führen, dass 
die fehlende Strommenge schätzungswei-
se bis zur Hälfte importiert werden muss. 
Darunter wird auch Strom aus anderen 
kernkraftwerksbetreibenden Ländern wie 
z. B. Frankreich und Tschechien sein. Ein 

anderer Teil müsste dadurch kompensiert 
werden, dass alte fossile Kraftwerke wie-
der in Betrieb genommen werden bzw. 
mit höherer Leistung betrieben werden. 
Dies hat bereits zu höheren Importen von 
Kohle geführt. Die Netzbetreiber haben 
auf eine angespannte Situation in Bezug 
auf die Stabilität der Netze hingewiesen. 
Die Deutsche Netzagentur (dena) warnte 

sogar davor, dass es bei zusätzlichen Aus-
fällen von Kraftwerken zu Stromausfällen 
kommen kann.

Eine mögliche dauerhafte Abschaltung 
wird auf jeden Fall zu einem stärkeren 
Einsatz alter fossiler Kraftwerke führen 
und müsste mittel- bis langfristig durch 
neue Kapazitäten ausgeglichen werden. 

Zur Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit könnte dies nur durch verlässlich 
verfügbare fossile Kraftwerke geschehen. 
Eine Abschaltung von Kernkraftwerken in 
der genannten Anzahl wird aber in jedem 
Fall volkswirtschaftliche Kosten verursa-
chen und zudem die deutsche Klimabilanz 
verschlechtern.  

rückkehr zu einer sachlichen Diskussion

All diese Aspekte sollten in der Debatte 
Berücksichtigung finden. Der hitzigen, 
emotionalen Diskussion – wie sie augen-
blicklich wohl nur in Deutschland geführt 
wird – sollte jetzt eine rationale, unauf-
geregte Diskussion folgen. Ziel sollte es 
sein, einen Energiemix zu finden, der öko-
logisch verantwortbar und bezahlbar ist, 
wirtschaftliches Wachstum ermöglicht 
und nicht zuletzt auf die Unterstützung 
breiter Bevölkerungsteile zählen kann. 

Ein Alleingang Deutschlands wäre der falsche Weg!
auSStiEG auS DEr KErnEnErGiE

Als politische Reaktion auf die Ereignisse in Japan wurden die sieben vor 1980 in Betrieb genommenen Kernkraftwerke in Deutschland 

für drei Monate vom Netz genommen. Einen derartigen Vorgang gab es in keinem anderen Land in Europa.

Deutsche KKw

hoher Schutz
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Großes Gewinnspiel
Wenn Sie die drei folgenden Fragen richtig 

beantworten, nehmen Sie an der Verlosung 

teil. Die Lösungen fi nden Sie in den Textbei-

trägen dieser Ausgabe der Einblick. Senden 

Sie bitte Ihre Antwortpostkarte mit Absender, 

Telefon sowie Nummern der Fragen und 

Buchstaben der richtigen Antworten bis 

spätestens 7. Oktober 2011 an: E.ON Kernkraft 

GmbH, Kernkraftwerk Isar, Stichwort „Ge-

winnspiel“, Postfach 1126, 84049 Essenbach.

1. Welcher Anteil der Stromproduktion in 

Deutschland soll bis 2050 aus Erneuerbaren 

Energien stammen?

A.  20 Prozent    B. 50 Prozent    C. 100 Prozent

2. Wann soll nach derzeitigen Beschlüssen 

das letzte deutsche Kernkraftwerk vom Netz 

gehen?

A. 2022   B. 2024   C. 2026

3. Welche Summe stellt die Bundesregierung 

bis Ende 2014 zur weiteren Erforschung der 

Erneuerbaren Energien zur Verfügung?

A. 35 Mio. Euro  B. 350 Mio. Euro  C. 3,5 Mrd. Euro

Gewinnen Sie einen der tollen Preise 

des großen Einblick-Preisrätsels: 

1. Preis: ein exklusiver, ultrakompakter 

elektronischer Bilderrahmen, 2. Preis: eine 

hochwertige digitale Wetterstation mit 

Prognose-Funktion, 3. – 5. Preis: je zwei Karten 

für das kleine Theater Landshut

Jetzt mitmachen!

„Die Folgen werden wir alle spüren“ 
Abschaltung von KKI1: Die Bürgermeister der beiden Standortgemeinden Niederaichbach

und Essenbach rechnen mit negativen Folgen für die Region. 

„Schichtwechsel“ für die Gesundheit

Die Gesundheit der Mitarbeiter nimmt das KKI 
seit jeher sehr ernst. Zwei Betriebsärzte küm-
mern sich um die Beschäftigten – jetzt gab es 
einen ungewöhnlichen Schichtwechsel. 

Seit 1976 war der Niederaichbacher Medizi-
ner Dr. Gerhard Liebl für die Mitarbeiter im 
KKI da. Jetzt – nach 35 Dienstjahren –  geht 
er in den verdienten Ruhestand. Ein Nachfol-
ger ist längst gefunden: sein Sohn Dr. Mar-
tin Liebl. „Es ist schon ungewöhnlich, wenn 
heutzutage eine Landarztpraxis vom Vater 
an den Sohn übergeht, dass aber auch die 
anspruchsvollen Sonderaufgaben übertra-
gen werden, ist eine absolute Rarität“, sagte 
Kraftwerksleiter Dr. Erwin Fischer. Wie sein 
Vater absolvierte auch Dr. Martin Liebl die 
Zusatzausbildung zum Facharzt für Arbeits-
medizin. Gemeinsam mit Dr. Johannes Witt-
mann aus Oberahrein wird er nun das Wirken 
seines Vaters fortführen. Der sagte einmal in 

einem Interview: „Ich kenne keine Betriebs-
mannschaft, die im Durchschnitt gesünder 
ist als die des KKI.“

Dr. Erwin Fischer, Technischer Leiter des 
KKI; die Mediziner Dr. Martin und Dr. 
Gerhard Liebl; Christian Reilein, Kaufmän-
nischer Leiter des KKI sowie Klaus Huber, 
Betriebsratsvorsitzender im KKI (von links)

porte aus dem Ausland lehnt er ab. „Diesen ein-

seitigen Sicherheitsgedanken – nur Deutschland 

schaltet ab, in den anderen Ländern ändert sich 

faktisch nichts – kann ich nicht nachvollziehen“, 

erklärt der Essenbacher Bürgermeister und er-

gänzt: 

„Ich beobachte eine 
große Hektik, die in 
Deutschland diesbe-
züglich an den Tag ge-
legt wird, ich würde mir 
wünschen das Thema 
mehr sachlich, weniger 
politisch orientiert in 
Angriff zu nehmen.“

Beide Bürgermeister rechnen durch die Abschal-

tung mit spürbaren wirtschaftlichen Konsequen-

zen. „Neben dem Verlust von Arbeitsplätzen wird 

auch die Gewerbesteuer sinken“, sagt Wittmann. 

Niederaichbachs Rathauschef Haselbeck fügt 

hinzu, dass viele kleine und mittelständische Be-

triebe in der Region direkt betroffen seien, weil 

für sie ein wichtiger Auftraggeber wegfällt. „Dar-

über bin ich persönlich sehr enttäuscht“, sagt das 

Gemeindeoberhaupt.  Die Einschätzung der Bür-

germeister kann der Technische Leiter des KKI, Dr. 

Erwin Fischer, nur bestätigen: „Das Auftragsvolu-

men für Firmen in der Region wird sich deutlich 

verringern, das Gewerbesteueraufkommen sin-

ken.“ Das Stammpersonal werde allerdings auch 

weiterhin im KKI1 gebraucht. Deutlich sinken 

werde aber die Zahl der bisher rund 300 Mitar-

beiter externer Dienstleister im KKI, da ihre Auf-

gaben – wie Wartungs- und Prüfarbeiten – zum 

großen Teil wegfallen. Mehr über die Leistungsbi-

lanz des KKI1 und die weiteren Auswirkungen der 

Abschaltung lesen Sie in der nächsten Ausgabe.
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Sportlicher Sommerhöhepunkt
Die Veranstaltung hat lange Tradition und 
war auch in diesem Jahr wieder ein Hö-
hepunkt im Sportkalender der Region: der 
E.ON Tennis Cup in Wörth. Zur feierlichen 
Eröffnung gab es ein besonderes Doppel. 

Dr. Erwin Fischer (rechts), der Technische 
Leiter des KKI, und Schirmherr Christian 
Reilein (2. von rechts), der Kaufmännische 
Leiter des Kraftwerks, traten gegen die 
Bürgermeister von Wörth und Niederaich-
bach, Daniel Sporer (2. von links) und Jo-
sef Haselbeck (links) an. 

aus. Stromintensive Unternehmen, wie etwa 
Aluminiumhersteller oder die Papierfabriken, 
könnten gezwungen sein, Betriebsstätten in 
Deutschland zu schließen und ihre Fertigun-
gen am Rande der EU und in Asien auszu-
bauen. „Die Politik hat im Eiltempo vollendete 
Tatsachen geschaffen“, kommentierte der 
Vorstandschef des Chemieriesen Bayer. We-
sentliche Herausforderungen müssen dabei 
gemeistert werden: Welche Energieträger 
sollen künftig die Systemstabilität garantie-
ren, wenn dies die Kernenergie nicht mehr 
leisten darf? Welchen Stellenwert hat der Kli-
maschutz zukünftig in Deutschland?

Die Infrastruktur für den Stromtransport muss 
in einem nie dagewesenen Umfang um- und 
ausgebaut werden. Wie schaffen wir die not-
wendige Akzeptanz bei den Bürgern, die die 
Folgen der Energiewende in vielerlei Hinsicht 
mittragen müssen: sei es über gestiegene 
Stromkosten oder wenn in der Nachbar-
schaft neue Hochspannungsleitungen oder 
Stromspeicher entstehen sollen. Ohne diese 
Zustimmung kann ein solcher Kraftakt nicht 
gelingen. Dabei müssen die Konsequenzen 
für Industrie und Bürger offen angesprochen 
werden. Denn klar ist: Den Umbau der Ener-
gieversorgung gibt es nicht zum Nulltarif.


